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Rechtskraft: ja

Aktenzeichen: 6 U 151/24
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Dokumenttyp: Urteil

Quelle: Juris

Normen: § 7 Abs 1 StVG, § 17 Abs 1 StVG, § 18 Abs 1 StVG, § 115 Abs 1 S 1 Nr1

VVG, § 538 Abs 2 Nr 1 ZPO ... mehr

Verkehrsunfall: Verletzung des Anspruchs auf recht-
liches Gehér durch Ubergehen eines Vortrags einer
Partei zum Grad des wechselseitigen Verschuldens

Leitsatz

Das erstinstanzliche Gericht libergeht bei der Beurteilung der Haftungsquoten eines Verkehrs-
unfalles den wesentlichen Vortrag einer Partei zum Grad des wechselseitigen Verschuldens,
wenn es sich nicht mit der Frage auseinandersetzt, ob eines der Fahrzeuge bereits - ggf. auch
l[angere Zeit - stand, als das andere erst anfuhr. Die Feststellung, dass beide Fahrzeuglenker
ein erhebliches Verschulden treffe, enthebt das Gericht nicht der Notwendigkeit zu versuchen,
den streitigen Unfallablauf anhand der angebotenen Zeugen vollstandig aufzuklaren.(Rn.40)

Orientierungssatz

Ein wesentlicher Verfahrensfehler in Gestalt einer Verletzung des Anspruchs auf rechtliches
Gehor liegt dann vor, wenn der Erstrichter den Kern des Parteivorbringens verkannt und daher
eine entscheidungserhebliche Frage verfehlt oder einen wesentlichen Teil des Klagevortrags
dbergangen hat oder wenn Beweisantrage Gbergangen werden. Es ist vom materiellrechtli-
chen Standpunkt des Erstrichters aus zu beurteilen, ob ein Verfahrensfehler vorliegt.(Rn.35)

Verfahrensgang

vorgehend LG Tibingen, 29. November 2024, 4 O 351/23

Tenor

Griinde

1. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil der 4. Zivilkammer des Landgerichts
TUbingen vom 29.11.2024 aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung, auch Uber die Kosten der Berufung, an das Landgericht zuriickverwiesen.

2. Das Urteil ist vorlaufig vollstreckbar.

3. Die Revision wird nicht zugelassen.

Streitwert des Berufungsverfahrens: bis 9.000,- €
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Die Klagerin nimmt die Beklagte im Wege des Gesamtschuldnerausgleichs zwischen Kfz-
Haftpflichtversicherungen fliir Schaden aus einem Verkehrsunfall am 17.04.2022 in R. in
HOohe von 12.285,36 € in Anspruch.

Die Klagerin ist Kfz-Haftpflichtversicherer des Pkw VW Golf mit dem amtlichen Kennzei-
chen TU..., das zum Zeitpunkt des Unfallereignisses vom Zeugen K. gefahren wurde.

Die Beklagte ist Kfz-Haftpflichtversicherer des Pkw Toyota Aygo, amtliches Kennzeichen
RT..., das zum Unfallzeitpunkt von der Zeugin M. gefahren wurde.

Die Klagerin begehrt von der Beklagten den Ausgleich von Zahlungen, welche die Klage-
rin als Kfz-Haftpflichtversicherer des Fahrzeugs VW Golf an den Eigentimer und die In-
sassin des Fahrzeugs Audi A6, amtliches Kennzeichen UL..., das zum Unfallzeitpunkt vom
Zeugen B. gefahren wurde, aufgrund des Verkehrsunfalls vom 17.04.2022 zu leisten hat-
te.

Der Zeuge K. befuhr am Unfalltag mit dem Fahrzeug VW Golf die linke Fahrspur der K.-
StraBe in R. in Richtung Innenstadt. Mit im Fahrzeug befand sich als Beifahrer der Zeuge
A.. Auf der rechten Fahrspur befand sich das Fahrzeug Audi A6, das vom Zeugen B. ge-
fahren wurde. Als Beifahrerin befand sich die Zeugin G. im Fahrzeug.

Die zuldssige Hochstgeschwindigkeit an diesem Abschnitt der K.-StralBe betragt 50 km/h.

Die Fahrzeugfuhrerin des Beklagtenfahrzeugs, die Zeugin M., fuhr in der Gegenrichtung,
aus der Innenstadt kommend. Vor Beginn der baulichen Trennung in der Mitte der - dann
- vier Fahrstreifen kam sie trotz einer sich dort befindlichen durchgezogenen doppelten
Leitlinie auf die zweispurige Gegenfahrbahn. Die Zeugin M. befand sich also entgegen
dem Zeugen K. auf dessen Fahrspur.

Die Klagerin tragt vor, der Zeuge K. habe, als er das ihm entgegenkommende Beklag-
tenfahrzeug erkannt habe, abrupt einen Fahrspurwechsel von der linken auf die rechte
Fahrspur eingeleitet, um nicht mit dem Beklagtenfahrzeug zu kollidieren. Hierbei sei es
zum Zusammenstoll mit dem Audi gekommen, der sich auf der rechten Fahrspur befun-
den hatte. Nur durch das Ausweichmandver von links nach rechts habe der Zeuge K. ei-
ne Kollision mit dem Beklagtenfahrzeug vermeiden kénnen.

Die Klagerin ist der Auffassung, der streitgegenstandliche Verkehrsunfall sei ausschliel3-
lich von der Zeugin M. verursacht worden, sodass die Klagerin im Rahmen eines vorzu-
nehmenden Gesamtschuldnerausgleichs im Innenverhaltnis keine Haftung treffe und
samtliche Schaden von der Beklagten zu erstatten seien. Das Unfallereignis sei flir den
Zeugen K. unvermeidbar gewesen.

Die Klagerin hat beantragt:

Die Beklagte wird verurteilt, an die Klagerin einen Betrag in Hohe von EUR 12.285,36
nebst Zinsen in H6he von 5 Prozentpunkten Uiber dem Basiszinssatz hieraus seit dem
28.07.2023 zu bezahlen.

Die Beklagte hat beantragt
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die Klage abzuweisen.

Die Beklagte ist der Auffassung, der Zeuge K. habe den Unfall seinerseits allein verur-
sacht und verschuldet. Ein etwaiger Verursachungsbeitrag der Zeugin M. trete hinter
dem schweren Verschulden des Zeugen K. zurlck. Die Zeugin M. sei zwar auf die Gegen-
fahrbahn geraten, sie habe ihren Fehler jedoch schnell bemerkt und angehalten. Hier-
bei sei sie auf der aus Sicht des Zeugen K. linken Fahrspur zum Stehen gekommen. Wah-
rend die Zeugin M. dort bereits gestanden habe, sei der Zeuge K. an der Ampel der Kreu-
zung mit der G.-StraRe angefahren. Dieser habe stark beschleunigt und in kurzer Zeit ei-
ne Geschwindigkeit von 80 km/h erreicht. Der Zeuge K. habe das stehende Beklagten-
fahrzeug fruhzeitig erkennen kénnen. Er habe durch Anhalten jedwede Kollision vermei-
den kénnen. Er sei unaufmerksam und viel zu schnell gewesen.

Das Landgericht hat Beweis erhoben durch Vernehmung der Zeugen K. und M. sowie
durch ein schriftliches Gutachten des Sachverstandigen Dipl.-Ing. (FH) B., das dieser in
der mindlichen Verhandlung vom 05.11.2024 weiter mindlich erldutert hat. Die Akte
der Staatsanwaltschaft Tubingen, Az. ..., wurde beigezogen.

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Parteien in der ersten Instanz wird ergan-
zend auf die zur Akte gelangten Schriftsatze nebst Anlagen sowie den Tatbestand der
angefochtenen Entscheidung Bezug genommen.

Das Landgericht hat der Klage mit der Beklagten am 2. Dezember 2024 zugestelltem
Urteil teilweise, in Hohe von 8.145,75 € nebst Zinsen, unter Zugrundelegung einer Haf-
tungsverteilung von 1/3 zu 2/3 zu Lasten der Beklagten, stattgegeben und die Klage im
Ubrigen abgewiesen.

In der Abwagung der Verursachungsbeitrage sei einzustellen, dass die Zeugin M., da sie
unerlaubterweise auf die Gegenfahrbahn gekommen sei, als ,Geisterfahrerin“ die Haupt-
ursache fur den streitgegenstandlichen Unfall gesetzt habe. Beim Zeugen K. sei wegen
betrachtlicher Uberschreitung der zuldssigen Hochstgeschwindigkeit gleichfalls ein er-
hebliches Verschulden anzunehmen.

Der Grad des Verschuldens sei auf beiden Seiten etwa gleich hoch einzustufen, weshalb
eine Haftungsverteilung von 1/3 zu 2/3 zu Lasten der Beklagten angemessen sei.

Eine Vernehmung der von der Beklagten angebotenen Zeugen B. und W. sei nicht gebo-
ten gewesen, da der Unfallhergang an sich (Befahren der Gegenfahrbahn durch die Zeu-
gin M., Ausweichmandver des Zeugen K., Kollision mit dem Pkw des Zeugen B.) unstrei-
tig sei und sich die Verursachungs- und Verschuldensbeitrage aus dem Sachverstandi-
gengutachten ergaben.

Die Beklagte habe im Ubrigen schon nicht substantiiert vorgetragen, weshalb eine Ver-
nehmung der Zeugen W. und B. zu einer anderen rechtlichen Beurteilung Anlass geben
kénne, nachdem ein erhebliches Verschulden des Zeugen K. am Unfallgeschehen zur
Uberzeugung des Gerichts belegt sei. Nach den Angaben der Zeugen B. und W. im Er-
mittlungsverfahren, die im Wege des Urkundsbeweises verwertbar sein wirden, sei dies
auszuschlieBen.

Dagegen wendet sich die Beklagte mit ihrer Berufung vom 10. Dezember 2024, die sie
nach verlangerter Frist mit Schriftsatz vom 3. Marz 2025 begrindet hat. Sie ist weiterhin
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der Auffassung, der Fahrer des klagerischen Fahrzeugs habe den streitgegenstandlichen
Verkehrsunfall alleine verursacht und verschuldet.

Das Landgericht begrinde seine Entscheidung im Wesentlichen damit, dass die Zeugin
M. entgegen der Fahrtrichtung gefahren sei. Der mit den Zeugen B. und W. unter Beweis
gestellte Vortrag der Beklagten, die Zeugin M. sei vor der Entstehung des streitgegen-
standlichen Verkehrsunfalls bereits zum Stehen gekommen gewesen, sei fehlerhaft nicht
berucksichtigt worden. Da das Landgericht von einem unzutreffenden Sachverhalt aus-
gegangen sei, sei auch die Haftungsabwagung fehlerhaft.

Die Beklagte verfolgt ihre erstinstanzlich beantragte gesamte Klageabweisung weiter
und beantragt

das Urteil des Landgerichts Tubingen - 4 O 351/23 - vom 29.11.2024 abzuandern
und die Klage abzuweisen.

Die Klagerin beantragt
die Berufung zurtckzuweisen.
Hilfsweise:

Das Ersturteil aufzuheben und zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das
Erstgericht zurickzuverweisen.

Die Klagerin teilt die Auffassung, dass der Rechtsstreit nicht entscheidungsreif gewesen
sei und dass die Zeugen hatten vernommen werden missen. Da die noch erforderliche
Beweisaufhahme umfangreich sei, sei der Rechtsstreit zurlickzuverweisen.

Wegen der Einzelheiten des Berufungsvorbringens wird auf die zur Akte gereichten
Schriftsatze der Parteien Bezug genommen.

Mit Zustimmung der Parteien hat der Senat am 14.05.2025 gemaR § 128 Abs. 2 ZPO be-
schlossen, dass im schriftlichen Verfahren entschieden werden soll. Als Zeitpunkt, der
dem Schluss der mindlichen Verhandlung entspricht und bis zu dem Schriftsatze einge-
reicht werden konnten, wurde der 27.05.2025 bestimmt (vgl. Bl. 45 ff. d. A. OLG).

Auf die zuldssige Berufung der Beklagten und den Antrag der Klagerin ist die Sache ge-
mal § 538 Abs. 2 Nr. 1 ZPO an das Landgericht Tlbingen zurlickzuverweisen.

1.

Nach § 538 Abs. 2 Nr. 1 ZPO darf das Berufungsgericht die Sache, soweit ihre weitere
Verhandlung erforderlich ist, unter Aufhebung des Urteils und des Verfahrens an das Ge-
richt des ersten Rechtszugs zuriickverweisen, soweit das Verfahren im ersten Rechtszug
an einem wesentlichen Mangel leidet, auf Grund dieses Mangels eine umfangreiche oder
aufwendige Beweisaufnahme notwendig ist und eine Partei - wie es hier der Fall ist - die
Zurlckverweisung beantragt.

Dabei liegt ein wesentlicher Verfahrensfehler in Gestalt einer Verletzung des Anspruchs
auf rechtliches Gehor u. a. dann vor, wenn der Erstrichter den Kern des Parteivorbrin-
gens verkannt und daher eine entscheidungserhebliche Frage verfehlt oder einen we-
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sentlichen Teil des Klagevortrags tGbergangen hat oder wenn Beweisantrage tbergangen
werden (Musielak/Voit/Ball, 22. Aufl. 2025, ZPO § 538 Rn. 13, beck-online, m. w. N. zur
Rspr.; Zéller/Heller, ZPO, 35. Aufl., § 538 Rn. 25). Ob ein Verfahrensfehler vorliegt, ist
dabei vom materiellrechtlichen Standpunkt des Erstrichters aus zu beurteilen (vgl. wie-
derum Musielak/Voit/Ball, a. a. O., § 538 Rn. 8, beck-online, m. w. N.).

2.
Diese Voraussetzungen liegen hier vor.

Das Landgericht hat den fiir die Argumentation der Beklagten zentralen, streitigen und
von beiden Parteien fur ihre jeweilige Version unter Zeugenbeweis gestellten Vortrag in
verfahrensfehlerhafter Weise tGbergangen, wonach die Zeugin M. bereits gestanden bzw.
nach Behauptung der Klagerin noch nicht gestanden habe, als der Zeuge K. von der Am-
pel, an der er angehalten hatte, anfuhr (a)).

Gleichfalls Ubergangen hat das Landgericht den Beweisantritt der Beklagten mit den
Zeugen B. und M., soweit das Landgericht der Zeugin M. ihre Darstellung nicht geglaubt
hat, sie sei vor dem Unfall bereits ausgestiegen gewesen und habe den Zeugen K. durch
Winken gewarnt (b)).

Diese Verfahrensmangel sind auch im erforderlichen Sinne fir die Entscheidung kausal
geworden (c)) und es wird eine umfangreiche und aufwendige Beweiserhebung erforder-
lich (d)).

a)

Das Landgericht hat den wesentlichen Vortrag der Beklagten zum Grad des wechselsei-
tigen Verschuldens auf Seiten der Zeugin M. und des Zeugen K. Gbergangen, indem es
sich nicht mit der Frage auseinandergesetzt hat, ob die Zeugin M. bereits - ggf. auch lan-
gere Zeit - stand, als der Zeuge K. Uberhaupt erst an der Ampel anfuhr, an der er zuvor
stand und ob der Zeuge K. sich insoweit - ggf. grob - unaufmerksam verhalten hat.

aa)

Die Beklagte hatte von Anfang an als wesentlichen Gesichtspunkt ihrer auf eine vollstan-
dige Klagabweisung gerichteten Argumentation vorgetragen und betont, dass die Zeugin
M. bereits zu einem Zeitpunkt angehalten gehabt habe, zu dem der Zeuge K. seinerseits
noch nicht einmal von der Ampel, an der er zum Stehen gekommen war, angefahren ge-
wesen sei.

Die Zeugin M. sei daher nicht wie eine auf der Gegenfahrbahn fahrende sog. Geisterfah-
rerin zu behandeln. Der Unfall stelle sich vielmehr nicht anders dar, als ware der Zeu-
ge K. aus Unachtsamkeit und wegen Uberhdhter Geschwindigkeit auf ein in umgekehr-
ter Fahrtrichtung der Zeugin M. stehendes Fahrzeug so zugefahren, dass er letztlich nur
noch auf die Zeugin M. oder den Zeugen B. auffahren konnte; das fUhre zu einer Allein-
haftung des Zeugen K..

bb)

Diesen Vortrag und damit einen wesentlichen Teil des Vortrags der Beklagten hat das
Landgericht in seinem Kern verkannt und Ubergangen.

- Seite 5 von 8 -



44

45

46

47

48

49

50

51

(1)

Das Landgericht hat im Hinblick auf einen Verkehrsversto8 der Zeugin M. ausschlieBlich
darauf abgestellt, dass diese auf die Gegenfahrbahn geraten sei und damit gegen § 2
Abs. 2 StVG verstofen habe (Urteil S. 6 unter 1.).

In der Abwagung der Verschuldensbeitrage hat es zu Lasten der Zeugin M. angenom-
men, dass diese die Hauptursache fir den Unfall gesetzt habe, indem sie ,immerhin ca.
60 m“ auf der Gegenfahrbahn zurlickgelegt habe, ohne ihren Fahrfehler zu bemerken.

Damit Ubergeht das Urteil den fur die Argumentation der Beklagten zentralen, streitigen
und von beiden Parteien wechselseitig unter Zeugenbeweis gestellten Gesichtspunkt,
dass das Verschulden der Zeugin M. dadurch entscheidend reduziert gewesen sei, dass
die Zeugin bereits gestanden habe, als der Zeuge K. Uberhaupt erst angefahren sei; es
habe sich nicht die in der ,Geisterfahrt” der Zeugin M. liegende Gefahrlichkeit, sondern
lediglich ausgewirkt, dass sie ein stehendes Hindernis auf der Fahrspur des Zeugen K.
gebildet habe.

(2)

Umgekehrt hat das Landgericht im Hinblick auf einen VerkehrsverstoR des Zeugen K. in
der Abwagung der Verursachungsbeitrage maRgeblich (nur) auf dessen Geschwindig-
keitsliberschreitung abgestellt (Urteil S. 8 unter cc)).

Auch damit Gbergeht das Urteil einen Kern der Argumentation der Beklagten, die ein we-
sentliches Verschuldenselement auf Seiten des Zeugen K. nicht nur in dessen Geschwin-
digkeitsiberschreitung, sondern auch und vor allem darin sieht, dass der Zeuge K. auf-
grund - ggf. grébster - Unachtsamkeit auf ein bereits langere Zeit vorhandenes, stehen-
des Hindernis zugefahren und in letzter Sekunde ausgewichen sei.

b)

DarUber hinaus hatte sich die Beklagte die Einlassung der Zeugin M. im Termin zur
mundlichen Verhandlung vom 5.11.2024 zueigen gemacht, diese sei bereits ausgestie-
gen gewesen und habe durch Winken auf sich aufmerksam gemacht, als der Zeuge K.
erst losgefahren sei; denn es ist zugrundezulegen, dass sich eine Partei die in einer Be-
weisaufnahme zutage tretenden ihr glinstigen Umstande regelmaRig zumindest hilfswei-
se zu eigen macht (BGH, Beschluss vom 10. November 2009 - VI ZR 325/08 -, Rn. 5, ju-
ris). Davon ist erkennbar auch das Landgericht ausgegangen, das insoweit die Aussage
der Zeugin gewdlrdigt, ihr jedoch nicht geglaubt hat (Urteil S. 8 unter bb)).

Die Beklagte hatte auBerdem durch ausdrickliche Wiederholung ihres Beweisantritts be-
zUglich des gesamten Unfallhergangs am Ende der mundlichen Verhandlung (Prot. d.
mdl. Vhdl. v. 5.11.2024, dort S. 8) diesen Beweisantritt erkennbar auf diesen Gesichts-
punkt erstreckt.

aa)

Vor diesem Hintergrund hat sich das Landgericht jedoch darauf beschrankt, der Zeugin
im Hinblick auf fehlende Anhaltspunkte ihrer Darstellung in der Ermittlungsakte nicht zu
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glauben; den mit den beiden Zeugen angebotenen weiteren Beweis hat es nicht erho-
ben.

bb)
Darin liegt gleichfalls ein wesentlicher Verfahrensfehler.

Dass sich flr diese Darstellung der Zeugin in der Ermittlungsakte keine Stutze finde, wie
das Landgericht ausfiihrt, machte eine Beweiserhebung nicht entbehrlich, zumal der
Zeuge B. im Ermittlungsverfahren als Beschuldigter keine Angaben gemacht hatte, je-
doch nunmehr Angaben hatte machen mussen.

)

Die danach vorliegenden wesentlichen Verfahrensmangel sind auch im erforderlichen
Sinne und unter Zugrundelegung des materiell-rechtlichen Standpunkts des Landge-
richts fur das Urteil kausal geworden.

aa)

Denn es ist nicht ausgeschlossen, dass das Landgericht nach einer Vernehmung der von
den Parteien wechselseitig hierfiir benannten Zeugen zur Uberzeugung gelangt ware,
dass die Zeugin M. bereits - u. U. langere Zeit - stand, als der Zeuge K. an der Ampel an-
fuhr, dieser mithin auf ein zum Zeitpunkt seines Anfahrens bereits stehendes Fahrzeug
zugefahren ware, mit der Folge, dass sich hieraus ein gegeniber der landgerichtlichen
Beurteilung erheblich geringeres Verschulden der Zeugin M., ein anders zu gewichten-
des Verschulden des Zeugen K. und insgesamt méglicherweise ein wesentliches Uber-
wiegen des Unfallbeitrags des Zeugen K., aber jedenfalls eine andere Haftungsverteilung
als 1/3 zu 2/3 zu Lasten der Beklagten ergeben hatte.

Das gilt auch unter Berlcksichtigung der Erwagung des Landgerichts, die Beklagte ha-
be im Hinblick auf den Beweisantritt mit den Zeugen B. und W. nicht zureichend vorge-
tragen, warum sich aus deren Angaben eine andere rechtliche Beurteilung ergeben soll-
te (Urteil S. 9 unter 4.). Denn gerade solcher Vortrag ist im Hinblick auf die Méglichkeit
eines gegenlber der Beurteilung des Landgerichts geringeren Unfallbeitrags der Zeu-
gin M. - die mit ihrem Fahrzeug mdéglicherweise bereits stand und méglicherweise durch
Winken gewarnt hat - und eines gewichtigeren Beitrags des Zeugen K. - der nicht nur zu
schnell gefahren, sondern sich grob unachtsam verhalten haben kann - von der Beklag-
ten gehalten und vom Landgericht Gbergangen.

bb)

Gleichfalls ist nicht ausgeschlossen, dass das Landgericht das Verschulden der Zeugin

M. anders beurteilt hatte, wenn es den Beweis bezlglich der Behauptung, diese sei be-
reits ausgestiegen gewesen und habe durch Winken gewarnt, eingeholt hatte; aus seiner
Beweiswurdigung der Aussage der Zeugin ergibt sich, dass das Landgericht diese Frage
selbst flr entscheidungserheblich gehalten hat.

d)

- Seite 7 von 8 -



58

59

60

61

62

63

64

65

Aufgrund der Verfahrensmangel ist die Durchfiihrung einer umfangreichen und aufwen-
digen Beweisaufnahme erforderlich (vgl. zu den Voraussetzungen Zéller/HeRler, a. a. O.,
§ 538 Rn. 31).

Im Hinblick auf die fir den Grad des Verschuldens sowohl der Zeugin M. wie des Zeugen
K. erhebliche Frage, ob die Zeugin M. bereits - u. U. langere Zeit - stand und u. U. durch
Winken gewarnt hat, als der Zeuge K. Uberhaupt erst anfuhr, sind die wechselseitig von
den Parteien fur diese Fragen benannten Zeugen W., B., G., Ko. und A. zu vernehmen.
Auch werden die Aussagen der vom Landgericht bereits vernommenen Zeugen M. und K.
zum Stehen des Fahrzeugs in die abschliefend vorzunehmende Wirdigung mit einzube-
ziehen und u. U. zu erganzen sein. Ggf. kénnen die im Rahmen der Zeugenvernehmun-
gen festgestellten Anknlpfungstatsachen auch eine erganzende sachverstandige Beur-
teilung erforderlich machen.

3.

Ob das Berufungsgericht statt eigener Sachentscheidung die Zurlckverweisung wahlt,
steht bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen in dessen pflichtgemallem Ermessen.

Dabei ist insbesondere der mit der Zuriickverweisung verbundene zusatzliche Zeit- und
Kostenaufwand gegen den Verlust einer Tatsacheninstanz abzuwagen (vgl. BGH, Urteil
vom 15. Marz 2000 - VIIl ZR 31/99 -, Rn. 13, juris; vgl. zu den maRgeblichen Kriterien
allgemein auch Althammer in: Stein/jonas, ZPO, 23. Auflage 2018, § 538, Rn. 14; Zol-
ler/HeRler, a. a. O., § 538 Rn. 6).

Im vorliegenden Fall ist danach der Durchflihrung einer Beweisaufnahme durch das
Landgericht der Vorzug vor einer eigenen Beweisaufnahme des Berufungsgerichts zu
geben. Das Interesse an einer schnelleren Erledigung gegenlber dem Verlust einer Tat-
sacheninstanz Uberwiegt nicht, zumal auch die Klagerin der Auffassung ist, dass der
Rechtsstreit erstinstanzlich nicht entscheidungsreif war und daher zurlickzuverweisen
sei. DarUber hinaus wlrde im Fall einer Beweisaufnahme durch den Senat naheliegend
auch die Vernehmung der vom Landgericht bereits vernommenen Zeugen erforderlich
werden, wahrend das Landgericht u. U. die bereits vorhandenen Aussagen wirdigen
kann.

Das Urteil ist fiir vorlaufig vollstreckbar zu erklaren (vgl. Zéller/HeRler, a. a. O., § 538
Rn. 59). Die Kostenentscheidung ist dem erstinstanzlichen Urteil vorbehalten (vgl. Z6l-
ler/HeRler, a. a. 0., § 538 Rn. 58).

Anlass, die Revision zuzulassen, besteht nicht (vgl. § 543 Abs. 2 Satz 1 ZPO).

Der Streitwert ist, nachdem sich die Beklagte gegen ihre erstinstanzliche Verurteilung
zur Zahlung von 8.145,75 € wendet, auf bis 9.000,00 € festzusetzen.

- Seite 8 von 8 -



	Leitsatz
	Orientierungssatz
	Verfahrensgang
	Tenor
	Gründe

